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Es klingt absurd, ist aber wahr: Sachsens Kultusministerium hat sich dazu entschieden, eine
geschlechtergerechte Sprache in Form von Sternchen, Doppelpunkt und Binnen-I an Schulen und
deren Behörden zu verbieten. Der thüringische Landtag hat beschlossen, dass Landesregierung,
Ministerien, Schulen, Universitäten und der öffentliche Rundfunk nicht mehr „gendern“ dürfen.
Auch in Niederösterreich haben ÖVP und FPÖ durchgesetzt, dass die Nutzung von Sternchen und
Binnen-I in den Landesbehörden untersagt wird. Ein FPÖ-Sprecher betonte, es gehe darum, den
„Wahnsinn des Genderns“ zu beenden. Diese Gender-Verbote stellen eine weitere Folge des
gesamtgesellschaftlichen Rechtsrucks in unseren Schulen dar. Sie sind eingebettet in einen
internationalen Rollback gegen die Rechte von FLINT-Personen, wie die Angriffe auf das Recht auf
Abtreibung in den USA oder Italien oder gesetzliche Verbote für geschlechtsangleichende
Maßnahmen oder Verbote von gleichgeschlechtlichen Ehen/Partnerschaften in osteuropäischen
Staaten. So haben Rechtspopulist:innen auf der ganzen Welt die sogenannte „Trans- und
GenderLobby“ zu einem ihrer Hauptfeinde erklärt. Auch unsere Schulen werden zur Zielscheibe
ihrer Angriffe. Die zunehmenden Verwerfungen der kapitalistischen Krisen machen Teile des
Kleinbürgertums und deklassierter Arbeiter:innen anfällig für diese Ideologie. So sorgen Inflation,
zunehmende Konkurrenz, drohender Arbeitsplatzverlust und Sozialabbau dafür, dass viele Cis-
Männer ihre zugewiesene Rolle des heldenhaften und starken Ernährers nicht mehr erfüllen können.
Die Angst vor dem männlichen Macht- und Identitätsverlust wird zu einem rechten Kulturkampf
umgeformt. Die Rückkehr zu konservativen Wertvorstellungen, zu einer Welt in der doch alles noch
besser war, wird ihnen dabei als Lösung verkauft. Der Wirbel um den angeblichen „Wahnsinn des
Genderns“ dient als Ablenkung vom eigentlichen sozialen Elend. Die klassenlose Individualisierung
des Kampfes um symbolische Repräsentation soll uns davon abhalten, die eigenen
Klassenunterdrückung zu erkennen.

Den Rechtspopulist:innen geht es also nicht um eine vermeintlich „richtige“ oder „einfachere“
Sprache. Es geht ihnen darum, Frauen und Queers unsichtbarer zu machen und zurückzudrängen.
Dabei greifen sie tief in die Mottenkiste der homophoben und sexistischen Vorurteile, indem sie ihre
Gender-Verbote damit begründen, dass es angeblich die Kinder verwirre oder in ihrer Entwicklung
beeinträchtige. Unter dem Schlagwort „Frühsexualisierung“ wird nicht nur Jagt auf Gender-
Sternchen, sondern auch auf die gleichberechtigte Darstellung gleichgeschlechtlicher
Beziehungsmodelle im Unterricht gemacht. Die angeblichen Interessen der Schüler:innen werden
hier argumentativ ins Feld geführt, ohne dass überhaupt die Schüler:innen gefragt wurden. Für den
Kampf in der Schule bedeutet dies, dass wir uns nicht auf die Bildungsministerien verlassen können.
Jede Errungenschaft kann scheinbar mit einem Regierungswechsel wieder zunichte gemacht
werden. Schüler:innen müssen also selbst die Frage der Kontrolle über Lehrpläne und
Verhaltensregeln in den Schulen stellen, um das Vordingen rechter und queerfeindlicher Ideologie
in unsere Schulen zu stoppen. Was wir für eine gerechte und inklusive Bildung wirklich brauchen,
sind Lehrpläne unter demokratischer Kontrolle von Organisationen der Arbeiter:innenklasse sowie
Lehrer:innen und Schüler:innen. Selbige müssen selbstverwaltete Antidiskriminierungsstellen an
den Schulen erkämpfen, um den Schutz von Mädchen, Frauen und queeren Personen an den
Schulen zu garantieren. Es nicht das Gendern, was Schüler:innen Probleme bereitet, sondern es ist
ein kaputtgespartes Bildungssystem, Lehrer:innenmangel und steigender Leistungsdruck. Doch das
sächsische Bildungsministerium oder die FPÖ denken nicht einmal im Traum daran, an dieser
Bildungsmisäre etwas zu verändern. Dieser Umstand entlarvt nur noch mehr, dass es ihnen lediglich
im den Kampf um ideologische Vorherrschaft und das Zurückdrängen von Frauen und LGBTIA geht.
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Doch auch Sachsens Lehrerverband (nicht jedoch die Gewerkschaft GEW!) sieht positiv, dass das
Gender-Verbot „Klarheit“ und „Barrierefreiheit“ bringen würde. Der Sprecher der FPÖ führte sogar
die „Integration“ von Migrant:innen als Grund dafür an, wieso die Partei es bei „einfachen und
verständlichen“ Sprachregeln belassen will.

In sprachwissenschaftlichen Studien konnte das Argument jedoch widerlegt werden, dass Gendern
für das Gehirn mühsam wäre oder zusätzlichen Aufwand bedeuten würde. Anders als häufig
angenommen führen geschlechtergerechte Formulierungen nicht zu langsamerer Verarbeitung,
schwächerer Erinnerungsleistung oder schlechterer Lesbarkeit. Das Maskulinum hingegen führt
durchaus zu Zögern bei der Verarbeitung und langsamer Reaktion, sobald es
geschlechtsübergreifend gemeint ist.  Gleichzeitig sollten wir auch als Linke nicht der Illusion
verfallen, dass ein bloßes Ändern unserer Sprache automatisch zu einer tatsächlichen Überwindung
gesellschaftlicher Unterdrückungsverhältnisse führt. Selbst, wenn nun mehr Leute
geschlechtergerechte Sprache benutzen, ändert dies leider wenig am Gender Pay Gap oder der
Tatsache, dass Frauen immer noch einen Großteil der Haus- und Care-Arbeit leisten. Anstatt jedoch
wie manche Linke den “Kampf um eine inklusive Sprache” abzulehnen, sollten wir diesen viel eher
in den Klassenkampf einbinden. Denn in Begriffen stecken implizite Sichtweisen und Wertungen, die
beeinflussen können, wie wir bestimmte Gruppen und Ereignisse betrachten. Im besten Fall kann
das Verwenden einer bestimmten Sprache unsere Sichtweisen einer breiteren Masse leichter
zugänglich machen. Zudem vermittelt inklusive Sprache zusätzlich diskriminierten Personen, dass
wir ihre Unterdrückung anerkennen und unsere Befreiungsbewegungen zusammendenken. In
diesem Sinne dürfen wir uns keinesfalls der rechten Verbotskultur beugen, sondern müssen dem
Gender-Verbot den Kampf ansagen! Denn das, was der bürgerliche Staat als Vertreter des Kapitals
am meisten zu fürchten hat, ist eine Arbeiter:innenklasse und Jugend, die sich ihrer gemeinsamen
Interessen bewusst ist und gegen die wahren Ursachen ihres Elends ankämpft.
.


